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Einleitung

»Non tibi dico ut te prodas in publicum,
neque apud alium accuses«.
»Ich sage dir nicht, daß du dich öffentlich bloßstellen
oder dich bei einem anderen anklagen sollst.«
– Johannes Chrysostomos1 –

A. Problemaufriß

Der Gedanke der Besteuerungsgerechtigkeit prägt als Leitlinie die Steuer-
gesetze, stößt aber in der Praxis oftmals an seine rechtlichen und tatsäch-
lichen Grenzen, insbesondere wenn der Fokus auf den Informationsfl uß 
zwischen Steuerpfl ichtigem und Finanzverwaltung gerichtet wird.2

Eine gleichmäßige Beteiligung der steuerpfl ichtigen Bürger an der für 
die Aufgabenerfüllung eines modernen Gemeinwesens notwendigen fi -
nanziellen Abgabenlast setzt die umfassende Kenntnis der Finanzverwal-
tung von der Erfüllung steuerpfl ichtiger Tatbestände voraus. Sichergestellt 
werden soll dieses Wissen durch die in § 149 Abs. 1 S. 1 AO i. V. m. den 
materiellen Einzelsteuergesetzen positivierte Pfl icht des Steuersubjekts zur 
ordnungsgemäßen Steuererklärung oder Steueranmeldung.

Ein derartiges System der Selbsterklärung durch eine große Anzahl zu 
besteuernder Personen3 ist wesentlich mißbrauchsanfälliger als die Steuer-

1 Christmann, Thomas von Aquin – Summa Theologica, Band 18, Questio LXIX, Articu-
lus I, S. 246; Rogall, Der Beschuldigte als Beweismittel gegen sich selbst – Ein Beitrag 
zur Geltung des Satzes »Nemo tenetur se ipsum prodere« im Strafprozeß, S. 70.

2 Das Ziel der verstärkten und kurzfristigen Durchsetzung der Besteuerungsgerechtigkeit 
hat in jüngster Vergangenheit den Gesetzgeber sogar veranlaßt, dem bisher steuerunehr-
lichen Bürger einen Anreiz zur freiwilligen Rückkehr in die »Steuerehrlichkeit« in Form 
einer Straf- und Bußgeldbefreiung für Steuerstraftaten und Steuerordnungswidrigkeiten 
bei gleichzeitiger pauschalierter Steuerabgeltung zu bieten (so BT-DS 15/1521, S. 9 
zum Entwurf des »Gesetzes über die strafbefreiende Erklärung«, das durch Artikel 1 
des Gesetzes zur Förderung der Steuerehrlichkeit vom 23.12.2003 eingeführt worden 
ist, BGBl I 2003, S. 2928, 2928).

3 Die Zahl der einkommensteuerpfl ichtigen Personen belief sich im Jahr 1998 auf 28,2 
Mio. (Statistisches Bundesamt, Lohn- und Einkommensteuerstatistik Deutschland 
1998, GENESIS-Online, Tabelle Code: 73111–0001). Der Gewerbesteuerpfl icht unter-
lagen im Jahr 1998 1,7 Mio. Personen, während zur Umsatzsteuer im Jahr 2000 2,9 
Mio. Unternehmer herangezogen wurden (BMF, Datensammlung zur Steuerpolitik, 
Stand: Februar 2003, S. 27, 24).

A. Problemaufriß
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erhebung an der »Quelle«4 bei einem überschaubaren Kreis von einbehal-
tungs- und abführungsverpfl ichteten Individuen.5

Sobald der Steuerpfl ichtige seine Steuererklärungspfl icht aber vorsätz-
lich nicht erfüllt und damit den Informationsaustausch mit der Finanz-
verwaltung zu seinen Gunsten stört, sanktioniert der Gesetzgeber diesen 
opportunistischen Mißbrauch des Systems als Steuerhinterziehung6 und 
gestattet der Finanzverwaltung die Verfolgung dieser Straftat im Wege des 
Steuerstrafverfahrens.

Die vorliegende Untersuchung will klären, ob diese Bestrafung auch eine 
angemessene staatliche Reaktion darstellt, wenn dem Steuerpfl ichtigen als 
Subjekt des Steuerstrafverfahrens das Prinzip »nemo tenetur se ipsum pro-
dere« zusteht.

B. Gegenstand und Gang der Untersuchung

I. Gegenstand der Untersuchung

Die Norm des § 393 Abs. 1 AO verschärft den Konfl ikt, der zwischen dem 
Prinzip »nemo tenetur se ipsum prodere« als Hort der Passivität im Straf-
verfahren und der strafbewehrten Steuererklärungspfl icht aufgrund deren 
inhaltlicher Unvereinbarkeit von vorne herein angelegt ist, indem sie die 
wiederkehrenden Offenbarungsobliegenheiten des Besteuerungsverfah-
rens während eines zeitgleich verlaufenden, gegen den Steuerpfl ichtigen 
eingeleiteten Steuerstrafverfahrens nahezu uneingeschränkt fortführt.

Hat der steuerpfl ichtige Täter ein gegen periodische Veranlagungs- und 
Fälligkeitssteuern7 gerichtetes Erstdelikt begangen und wurde deshalb ein 

4 So wird u. a. die Kapitalertragsteuer als Sonderform der Einkommensteuer auf be-
stimmte Erträge aus Kapitalvermögen als »Quellensteuer« einbehalten, § 43 Abs. 1 S. 1 
EStG.

5 Nach § 44 Abs. 1 S. 3 EStG ist die Kapitalertragsteuer grundsätzlich vom Schuldner der 
Kapitalerträge einzubehalten und an das Finanzamt abzuführen.

6 Die Strafdrohung des § 370 Abs. 1 AO für derartiges Tatverhalten hat zugleich – wie 
jede Strafnorm – abschreckenden, generalpräventiven Charakter (Stree, in Schönke/
Schröder, StGB, Vorbem §§ 38 ff., Rn 2).

7 Im Gegensatz zu den reinen Veranlagungssteuern wie Einkommen- und Gewerbesteuer 
kommt es bei der Umsatzsteuer nur in besonders gelagerten Fällen zu einer Veranla-

B. Gegenstand und Gang der Untersuchung



23

Steuerstrafverfahren eingeleitet, so muß er in den nachfolgenden Veranla-
gungs- oder Anmeldungszeiträumen die Besteuerungsgrundlagen für die 
Finanzverwaltung in seiner Steuererklärung vollständig und wahrheits-
getreu aufbereiten, will er nicht Gefahr laufen, sich nach der geltenden 
Gesetzeslage und deren Interpretation durch die Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs8 mit einem oder mehreren Folgedelikten erneut wegen 
Steuerhinterziehung nach § 370 Abs. 1 AO strafbar zu machen.9 Daß der 
steuerpfl ichtige Täter mit einem solchen Verhalten zugleich der Finanzver-
waltung als Steuer- und Strafverfolgungsbehörde das erforderliche Tatsa-
chenmaterial an die Hand liefert, um ihn im Wege der Rückrechnung we-
gen des begangenen Erstdelikts und im deshalb anhängigen Strafverfahren 
zu überführen, wird als bloß »mittelbare«10 und damit unbeachtliche Beein-
trächtigung des Prinzips »nemo tenetur se ipsum prodere« angesehen.

Dem Täter eines steuerstrafrechtlichen Erstdelikts obliegt während ei-
nes laufenden Steuerstrafverfahrens somit folgende, kontrovers diskutierte 
und nicht zufriedenstellend gelöste Entscheidung: entweder belastet er sich 
selbst wegen des Erstdelikts und akzeptiert die sich aus der damit verbun-
denen Strafe ergebende Beeinträchtigung seiner Rechtsgüter Vermögen 
bzw. Freiheit, oder er strebt zum Schutz seiner Interessen um den Preis 
einer härteren Sanktion einen Freispruch an, indem er seiner Steuererklä-
rungspfl icht nicht ordnungsgemäß nachkommt und darauf spekuliert, daß 
ohne seine aktive Mitwirkung die Begehung des steuerstrafrechtlichen 
Erstdelikts nicht erwiesen werden kann.

gung, worunter das Verfahren zu verstehen ist, das mit der Steuererklärung beginnt und 
in dem das Finanzamt die Besteuerungsgrundlagen ermittelt sowie die Steuerschuld 
durch einen förmlichen Steuerbescheid festsetzt (Schaeberle/Utech, Deutsches Steu-
erlexikon, Stichwort »Veranlagung«). Aufgrund der gesetzlichen Fälligkeitsanordnung 
in § 18 Abs. 1 S. 3 UStG trägt die Umsatzsteuer, die der steuerpfl ichtige Unternehmer 
nach § 18 Abs. 1 S. 1 UStG grundsätzlich selbst zu berechnen hat, auch die Bezeich-
nung »Fälligkeitssteuer« (Seer, in Tipke/Lang, Steuerrecht, Rn 30 (S. 922)).

8 BGH v. 10.1.2002, 5 StR 452/01, wistra 2002, S. 149 f.; BGH v. 23.1.2002, 5 StR 
540/01, wistra 2002, S. 150 f.

9 Nach Wegfall der Rechtsfi gur des »Fortsetzungszusammenhangs« auch bei der Steuer-
hinterziehung (BGH v. 3.5.1994, GSSt 2, 3/93, BGHSt 40 S. 138 ff. für Straftaten nach 
§§ 173, 174, 176 und 263 StGB und dann ausdrücklich für die Steuerhinterziehung in 
BGH v. 20.6.1994, 5 StR 595/93, BGHSt 40, S. 196 ff. sowie auf Basis des strafprozes-
sualen Tatbegriffs des § 264 StPO stellt jede Zuwiderhandlung gegen die Steuererklä-
rungspfl icht eine eigene Straftat im Sinn des § 370 Abs. 1 AO dar.

10 BGH v. 23.1.2002, 5 StR 540/01, wistra 2002, S. 150 f.
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Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist daher die Frage, ob und 
in welchem Umfang das Prinzip »nemo tenetur se ipsum prodere« als ori-
ginär strafprozessuales Rechtsinstitut und integraler Bestandteil des Steu-
erstrafverfahrens die strafbewehrte Steuererklärungspfl icht aussetzen und 
damit steuerstrafrechtliche »Folge«delikte, die einem Erstdelikt nachfolgen 
und dessen Verdeckung dienen, von der Strafdrohung des § 370 Abs. 1 AO 
ausnehmen kann. Hierbei soll allein auf die Einkommen-,11 Gewerbe- und 
für inländische Umsätze anfallende Umsatzsteuer12 eingegangen werden, 
da diese Steuerarten die typischen periodischen Veranlagungs- und Fällig-
keitssteuern darstellen und vorrangig hinterzogen werden.13

II. Gang der Untersuchung

Zur Klärung der Auswirkungen des Prinzips »nemo tenetur se ipsum pro-
dere« auf die materielle Strafbarkeit steuerstrafrechtlicher Folgedelikte ori-
entiert sich die vorliegende Untersuchung an folgendem Gang:

Im ersten Abschnitt (§ 1) werden die Grundlagen des Prinzips »nemo te-
netur se ipsum prodere« dargestellt. Auf der Basis dessen rechtshistorischer 
Entwicklung wird die geltende normative Schutzbereichskonzeption des 
Prinzips »nemo tenetur se ipsum prodere« als untastbarer Hort des Rechts 
zur Passivität im Strafverfahren entwickelt und durch die normative Veran-
kerung in der »Würde des Menschen« (Art. 1 Abs. 1 S. 1 GG) abgesichert, 
die jedem staatlichen Zugriff vollständig entzogen ist.

Der zweite Abschnitt (§ 2) beschäftigt sich mit der Steuererklärungs-
pfl icht und den Konsequenzen im Besteuerungs- und Steuerstrafverfahren, 

11 Die besonderen Erhebungsformen der Einkommensteuer in Form der Lohn- und Kapi-
talertragsteuer sollen dabei als »Quellensteuern« aufgrund ihrer sekundären Bedeutung 
im Rahmen der Steuererklärung außer Betracht bleiben.

12 Im Rahmen der Umsatzsteuer soll ebenfalls nur die Nichterklärung von Umsätzen, 
nicht aber die unberechtigte Erschleichung von Vorsteuervergütungen problematisiert 
werden.

13 Dies belegt die in rechtskräftigen Steuerstrafverfahren über Besitz- und Verkehrssteuern 
ermittelte Hinterziehungssumme, zu denen aufgrund verwaltungstechnischer Einteilung 
(Lang, in Tipke/Lang, Steuerrecht, Rn 27 (S. 84)) die periodischen Veranlagungs- und 
Fälligkeitssteuern gehören. Diese betrug im Jahr 2002 über 834 Mio. €, während bei 
Zöllen und Verbrauchsteuern lediglich etwas mehr als 67 Mio. € hinterzogen wurden 
(BMF, wistra 2004, S. 135, 136). Auch die bereits angesprochenen Beschlüsse des Bun-
desgerichtshofs behandeln nur diese Steuerarten.

B. Gegenstand und Gang der Untersuchung



25

wenn das steuer(verfahrens)rechtliche Gebot zur Mitwirkung nicht erfüllt 
wird.

Am Beginn des dritten Abschnitts (§ 3) steht – ausgehend von der Ana-
lyse einer dahingehenden Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
– die sachliche Beschränkung des Konfl ikts zwischen dem Prinzip »nemo 
tenetur se ipsum prodere« und der strafbewehrten Steuererklärungspfl icht 
durch Ausgrenzung u. a. von Fallgruppen der »Rückkehr in die Legalität«, 
in denen dem Täter eines steuerstrafrechtlichen Erstdelikts die kommuni-
kative Mitwirkung im Besteuerungsverfahren und eine aktive Konfl iktver-
meidung auch in den nachfolgenden Veranlagungszeiträumen zugemutet 
werden können.

Für die nach Einleitung des Steuerstrafverfahrens dann regelmäßig 
verbleibenden Sachverhaltsgestaltungen, in denen der Konfl ikt zwischen 
dem Prinzip »nemo tenetur se ipsum prodere« und der strafbewehrten 
Steuererklärungspfl icht voll aufbricht, wird anschließend eine eigene Lö-
sung entwickelt. Diese beruht auf einer Analyse der geltenden normati-
ven Konzeption des Konfl ikts in der Abgabenordnung, die sich als vom 
Gesetzgeber gewollter, menschenwürdeverletzender Zwang des steuer-
pfl ichtigen Täters zu kommunikativer »Eigen«belastung darstellt. Dieser 
»Eigen«belastungsdruck muß durch eine am Tatbestandsmerkmal »pfl icht-
widrig« ansetzenden, verfassungskonformen Reduktion der Blankettstraf-
norm des § 370 Abs. 1 Nr. 2 AO für den Bereich steuerstrafrechtlicher 
Folgeunterlassungsdelikte zur Verdeckung eines begangenen Erstdelikts 
aufgelöst werden.

Der dritte Abschnitt endet mit der umfassenden Erläuterung und kriti-
schen Würdigung anderer bisher zur Konfl iktlösung entwickelter Lösungs-
ansätze aus Rechtsprechung sowie juristischer Literatur.

Der vierte Abschnitt (§ 4) widmet sich den aus der vorliegenden Unter-
suchung zu ziehenden Schlußfolgerungen.

II. Gang der Untersuchung
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